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I. Perſonalien. 


Der Regierungsrat Wölbling in Marien⸗ 
werder iſt zum Vorſitzenden des Schieds— 
gerichts für Arbeiterverſicherung Regierungs⸗ 
bezirk Marienwerder ernannt und der Geheime 
Regierungsrat Kreckeler daſelbſt von dieſem 
Amte entbunden worden. 


Bei dem Landesgewerbeamt iſt der 
Bureauhilfsarbeiter Georg Reichardt zum 
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expedierenden Sekretär und Regiſtrator er- 
nannt worden. 


Dem techniſchen Lehrer an der Fachſchule 
für die Kleineiſen- und Stahlwareninduſtrie 
in Schmalkalden Paul Erler iſt vom 
ik April d. Is. ab bis auf weiteres die 
Leitung der Fachſchule für die Eiſen⸗ und 
Stahlwareninduſtrie des Siegener Landes in 
Siegen auftragsweiſe übertragen worden. 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Berechnung der Verzugszinſen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Berlin W. 9, den 25. März 1912. 


Der hierunter abgedruckte Erlaß des Herrn Finanzminiſters vom 29. Februar d. Is., 
betreffend das Verfahren bei Berechnung von Verzugszinſen, iſt auch für den Bereich des 


mir unterſtellten Miniſteriums zu beachten. 


Ju Vertretung. 


IIa 965. I. 2450. 


Schreiber. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Ann age, 


A, MB 
Anlage. 


Der Finanzminiſter. 
Berlin C. 2, den 29. Februar 1912. 

Zur Herbeiführung eines einheitlichen Verfahrens beſtimme ich mit Wirkung vom 
1. April d. Is. ab, daß, ſoweit nicht ausdrücklich durch Geſetz oder Vereinbarung eine 
andere Beſtimmung getroffen iſt, bei der Berechnung von Verzugszinſen der Tag, an dem 
der Betrag fällig geweſen ift, mitzuberückſichtigen, dagegen der Tag, an dem die Zahlung 
erfolgt, außer Anſatz zu laſſen iſt. Beiſpielsweiſe würden vom 16. (Fälligkeitstag) bis 
27. (Zahlungstag) eines Monats 11 Tage anzuſetzen ſein. 

Für einzelne Monate ſind die Zinſen zu je ½¼ des Jahresbetrags und für einzelne 
Tage zu je ½o0 des Monatsbetrags zu berechnen. 


Im Auftrage. 
I. 16 84½/ u. II. Ang. gez. Halle. 


An die Königlichen Regierungen uſw. 


III. Handeldangelegenheiten. 


1. Handelsvertretungen. 
Betr. Handelskammer in Elbing. 


Die anſtelle der früheren Korporation der Kaufmannſchaft zu Elbing getretene Handels— 
kammer hat ſich am 28. März d. Is. konſtituiert (ſ. HM Bl. 1911 S. 313). 


2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Statiſtik des Verkehrs und der Waſſerſtände auf den dentſchen Binneuwaſſerſtraßen. 


Preußiſche Dienſtvorſchriften zu den Bundesratsbeſtimmungen 
vom 25. Juni 1908, 


betreffend 


die Statiſtik des Verkehrs und der Waſſerſtände auf den deutſchen Binnen- 
waſſerſtraßen. 


Vom 1. April 1912 ab treten an die Stelle der bisherigen Dienſtvorſchriften vom 
24. Dezember 1908 (HM Bl. 1909 S. 78) die folgenden: 


J. Geſchäftsgang bei den ſtatiſtiſchen Aumeldeſtellen, Strombauverwaltungen und 
Regierungspräſidenten. 
9 1. 

Die ſtatiſtiſchen Anmeldeſtellen haben darauf zu achten, daß ihnen alle anſchreibe⸗ 
pflichtigen Fahrzeuge und Güter vorſchriftsmäßig angemeldet werden. Insbeſondere haben 
ſie ihre Aufmerkſamkeit darauf zu richten, daß die unmittelbare Umladung von Maſſen⸗ 
gütern in ganzen Wagenladungen von der Eiſenbahn zur Binnenwaſſerſtraße und umgekehrt 
von den dazu Verpflichteten (ſiehe § 4 der Ausführungsvorſchriften) zur Anmeldung gelangt. 


§ 2. 

Die ſtatiſtiſchen Anmeldeſtellen haben den Schiffsführer oder anſtatt ſeiner den Trans» 
portunternehmer oder Spediteur bei der Ausfüllung der Zählkarte oder des an deren Stelle 
tretenden Papiers, ſoweit erforderlich, zu unterſtützen und ihm auf Verlangen Vordrucke 
zu den Zählkarten leinſchließlich Einlagebogen) einzeln unentgeltlich zu verabfolgen. 

Die ſtatiſtiſchen Anmeldeſtellen werden zu dem Zwecke mit einem entſprechenden Vor⸗ 
rate von Vordrucken zu den Zählkarten und Einlagebogen verſehen werden. 
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Im Falle der mündlichen Anmeldung hat die ſtatiſtiſche Anmeldeſtelle die Zählkart 
auf Grund der Angaben des Schiffsführers oder anſtatt ſeiner des 1 
oder Spediteurs auszufertigen. Es iſt jedoch darauf hinzuwirken, daß der Anmeldende die 
Zählkarte unterſchreibt. 95 


Die Zählkarten und die an deren Stelle tretenden Anmeldepapiere ſind von der 
ſtatiſtiſchen Anmeldeſtelle auf ihre Richtigkeit und Vollſtändigkeit zu prüfen und erforder⸗ 
lichenfalls mit den Frachtbriefen oder ſonſtigen Ladepapieren zu vergleichen, zu berichtigen 
oder zu ergänzen. Insbeſondere iſt darauf zu achten, daß in den Zählpapieren nach 
Muſter 1, 1a, 3a und b der Anlage A zu den Ausführungsvorſchriften bei einem deutſchen 
Einladeort auch die Waſſerſtraße, an der er liegt, angegeben iſt, und daß beim Vorhanden⸗ 
ſein mehrerer Schiffahrtswege zwiſchen Ein⸗ und Ausladeort der auf der Waſſerſtraße 
zurückgelegte Weg genau bezeichnet iſt. 


8 4 


Die ſtatiſtiſche Anmeldeſtelle muß die Zählkarten und die ſonſtigen Anmeldepapiere 
unter Verſchluß halten und darf Unberechtigten Einſicht in dieſe Papiere nicht geſtatten. 


85. 

Die ſtatiſtiſchen Anmeldeſtellen für die minder wichtigen Häfen, Löſch⸗ und 
Umſchlagſtellen ſowie für die Ausladungen am freien Ufer außerhalb der Häfen 
und Löſchſtellen haben die Zählkarten und die ſonſtigen Anmeldepapiere nach der Zeit der 
Abgabe monatlich mit fortlaufenden Ordnungszahlen zu verſehen und ſpäteſtens bis zum 
3. des folgenden Monats der Strombauverwaltung oder, wo eine ſolche nicht beſteht, dem 
Regierungspräſidenten zu überſenden. N en; 

Bis zu dieſem Zeitpunkte haben auch die Strompolizeibehörden, die die Genehmigung 
zur Ausladung am freien Ufer außerhalb der Häfen und Löſchſtellen erteilt haben, die bei 
ihnen hierüber abgegebenen Zählkarten oder ſonſtigen Anmeldepapiere einzureichen. 

Haben an den minder wichtigen Hafenplätzen, Löſch⸗ und Umſchlagſtellen in einem 
Monat Ausladungen nicht ſtattgefunden, jo iſt Fehlanzeige an die Strombauverwaltung 
oder, wo eine ſolche nicht beſteht, an den Regierungspräſidenten zu erſtatten. 


8 6. 

Die Strombauverwaltungen oder, wo ſolche nicht beſtehen, die Regierungspräſidenten 
haben die von den Schiffahrtsunternehmern aufgeſtellten monatlichen Überſichten über die 
an den minder wichtigen Hafenplätzen, Löſch⸗ und Umſchlagſtellen angekommenen Schiffe und 
die dort aus⸗ und umgeladenen Güter (Anlage A Mufter 3b der Ausführungsvorſchriften) 
zu prüfen (vgl. § 3) und mit fortlaufenden Ordnungszahlen zu verſehen ſowie darauf zu 
achten, daß ihnen von den ſtatiſtiſchen Anmeldeſtellen an den minder wichtigen Hafenplätzen, 
Löſch⸗ und Umfchlagitellen ſowie für die Ausladungen am freien Ufer außerhalb der Häfen 
und Löſchſtellen die Zählkarten und ſonſtigen Anmeldepapiere oder Fehlanzeigen monatlich 
richtig zugehen. 

SR? 


Die Strombauverwaltungen oder, wo ſolche nicht beſtehen, die Regierungspräſidenten 
haben die ihnen eingereichten Anmeldepapiere und Fehlanzeigen noch bis zum 15. des⸗ 
jenigen Monats, in welchem die Papiere ihnen einzureichen ſind, an das Kaiſerliche 
Statiſtiſche Amt weiterzuſenden. 


8 8. 

Die ſtatiſtiſchen Anmeldeſtellen an den wichtigeren Hafenplätzen, Löſch- und 
Umſchlagſtellen und für die wichtigeren Schleuſen haben die Zählkorten, sonsten 
Anmeldepapiere und Monatsüberſichten der Schiffahrtsunternehmer nach der Zeit der Ab⸗ 
gabe monatlich mit fortlaufenden Ordnungszahlen zu verſehen und bis zum 15. des 
folgenden Monats an das Kaiſerliche Statiſtiſche Amt zu ſenden. 


8 2 
a Die Betriebs- und Aufſichtsorgane der Waſſerſtraßen haben, ſoweit ſich dies mit 
ihren ſonſtigen Dienſtobliegenheiten vereinigen läßt, bei ihren Bezirksbereiſungen die ſta⸗ 
tiſtiſchen Anmeldeſtellen, insbeſondere diejenigen an den minder wichtigen Hafenplätzen, 
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Löſch⸗ und Umſchlagſtellen ſowie für die Ausladungen am freien Ufer außerhalb der Häfen 
und Löſchſtellen zu unterweiſen und die dort abgegebenen Zählkarten und ſonſtigen An⸗ 
meldepapiere einzuſehen. 


II. Beſondere Obliegenheiten der Eiſenbahubehörden und Grenzzollſtellen. 
A. Gifenbahubehörden. 
§ 10. 

Die Organe der Eiſenbahnverwaltung an deu Umſchlagſtellen haben die Angaben über 
die von der Eiſenbahn zur Binnenwaſſerſtraße (Schiff, Floß) und umgekehrt unmittelbar 
umgeladenen Maſſengüter in ganzen Wagenladungen in die Liſten nach Muſter 5a oder 5b 
der Anlage A”) einzutragen. (Siehe § 4 der Ausführungsvorſchriften.) 

Die Liſten ſind monatlich abzuſchließen und bis zum 20. des folgenden Monats un⸗ 
mittelbar an das Kaiſerliche Statiſtiſche Amt einzuſenden. 


B. Grenzollſtellen. 
ile 

Die Grenzzollſtellen haben die Abſchriften der Ladungsverzeichniſſe auf deren Richtig⸗ 
keit und Vollſtändigkeit (vgl. § 3) zu prüfen, ſie zu ſammeln, nach der Zeit der Abgabe 
monatlich mit fortlaufenden Nummern zu verſehen und bis zum 10. des auf die Abgabe 
folgenden Monats durch das zuſtändige Hauptzollamt an das Kaiſerliche Statiſtiſche Amt 
zu ſenden. 

8 12. 

Über den Verkehr der über die Zollgrenze eingehenden Schiffe und Güter haben die 
Grenzzollſtellen Überfichten nach Anlage C Muſter 7, 8 und 9°) aufzuſtellen, fie viertel⸗ 
jährlich abzuſchließen und bis zum Schluſſe des auf das Vierteljahr folgenden Monats 
durch das zuſtändige Hauptzollamt dem Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amt einzuſenden. 

Von den Grenzzollſtellen am Rhein und an dem Dortmund⸗Ems⸗Kanal find nach den 
vorſtehend angegebenen Muſtern 7 und 8 beſondere Überſichten aufzuſtellen über den Ver⸗ 
kehr von Fahrzeugen und Gütern, die auf dem Rhein und dem Dortmund⸗Ems⸗Kanal im 
Seeverkehr eingegangen ſind. 

Den Überſichten für das vierte Vierteljahr ſind Jahresüberſichten beizufügen. 


III. Pegelbeobachtungen. 
Sal 
Werden an den Erhebungsorten regelmäßige Pegelbeobachtungen aufgezeichnet, ſo find 
an das Kaiſerliche Statiſtiſche Amt jährliche Überſichten gemäß Muſter 10 der Anlage C*) 
einzuſenden, in welchen auch Nachrichten über Beginn und Ende der Schiffahrt ſowie über 
außerordentliche, die Schiffahrt hemmende Natur- und andere Ereigniſſe zu geben find. 


IV. Verkehr des Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amtes mit den Behörden. 
§ 14. e 

Das Kaiſerliche Statiſtiſche Amt iſt befugt, mit den Strombauverwaltungen oder, wo 
ſolche nicht beſtehen, mit den Regierungspräſidenten, den Hauptzollämtern an der Grenze, 
den ſtatiſtiſchen Anmeldeſtellen an den wichtigeren Hafenplätzen, Löſch⸗ und Umſchlagſtellen 
und für die wichtigeren Schleuſen ſowie mit den Eiſenbahndirektionen zur Beſeitigung von 
Zweifeln und Aufklärung von Angaben in den Nachweiſungen, Überſichten und Liſten un- 
mittelbar ins Benehmen zu treten und Zählkarten, Überfichten, Abſchriften der Ladungs⸗ 
verzeichniſſe und ſonſtige Anmeldepapiere einzufordern. 

Berlin, den 1. März 1912. 


Der Miniſter für Der Miniſter der Der Miniſter des Der Finanzminiſter. 


2 * r 9 4 8 
1. Ama dm uf 
Dr. Sydow. 8 Dr. Dulheuer. 
Dr. Frhr. v. Coels. Holtz. 


) Die Anlagen werden Hier nicht veröffentlicht. 
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Betr. Hafenabgaben. 
Berlin, den 15. März 1912. 

Durch den Erlaß vom 21. Februar 1904 (III. A. 13. 167 M. d. 5. A., I. 1514, III. 
979 F. M., II. b. 1441 M. f. H. u. G.) iſt unter Nr. 2 zur Erleichterung des Zwiſchenhafen⸗ 
verkehrs in den fiskaliſchen Oſtſeehäfen angeordnet worden, daß für Seeſchiffe, welche mit 
Normalgut beladen ankommen und entweder weitere Ladung einnehmen oder eine Teil⸗ 
ladung löſchen, oder auch teilweiſe löſchen und laden, die Hafenabgaben nach den Ballaſt⸗ 
ſätzen vom Raumgehalte berechnet werden ſollen, ſofern die Beiladung den vierten Teil des 
Nettoraumgehalts nicht überſteigt. 

Hiernach hatten Schiffe, welche im Zwiſchenhafenverkehr eine Beiladung von mehr als 
1/4 ihres Nettoraumgehalts löſchten oder einnahmen, für den Eingang und den Ausgang 
die vollen tarifmäßigen Hafenabgaben zu entrichten. N 

Nach den inzwiſchen gemachten Erfahrungen hat dieſe Vergünſtigung die von ihr er⸗ 
wartete Wirkung in dem erhofften Umfange nicht gezeigt. Für die an ſich wünſchenswerte 
weitere Belebung des Zwiſchenhafenverkehrs iſt deshalb eine weitergehende Vergünſtigung 
als erforderlich bezeichnet worden. re . N 

Wir wollen dieſer Anregung entſprechen und die im Eingang erwähnte Beſtimmung 
dahin erweitern, daß die Begünſtigung des Zwiſchenhafenverkehrs auch für eine Fahrt⸗ 
richtung, alſo auch in dem Falle gewährt werden joll, wenn ein mit Normalgut fahrendes Schiff 
den tarifariſchen Vorausſetzungen entweder nur eingehend oder nur ausgehend entſpricht. 

Es hat ſomit ein Schiff, welches mit Normalgut beladen einläuft, mehr als ½ des 
Raumgehalts löſcht und mit dem Reſte der Ladung oder nach Aufnahme einer Beiladung 
von ½ oder weniger des Nettoraumgehalts wieder ausläuft, für den Eingang den vollen 
und für den Ausgang den Ballaſtſatz zu zahlen, während es bisher im angenommenen 
Falle den vollen Abgabenſatz für beide Fahrtrichtungen entrichten mußte. Ebenſo iſt künftig, 
wenn das Schiff einkommend nichts oder weniger als % des Nettoraumgehalts löſcht und 
mehr als ½ des Nettoraumgehalts hinzuladet, für den Eingang der Ballaſtſatz und nur 
für den Ausgang die volle Abgabe zu erheben. Löſcht und ladet ein ſolches Schiff nur / 
oder weniger des Nettoraumgehalts, ſo iſt für den Eingang und für den Ausgang die 
Ballaſtabgabe zu entrichten. Wir weiſen beſonders darauf hin, daß die Begünſtigung des 
Zwiſchenhafenverkehrs nur auf ſolche Schiffe Anwendung findet, welche mit mehr als J¼ 
des Nettoraumgehalts Normalgut ein- und ausgehen. Schiffe, welche leer, mit Ballaſtgut 
oder mit einer Normalgutladung von ½ oder weniger des Nettoraumgehalts ein- oder aus⸗ 
gehen, zahlen für dieſe Fahrtrichtung ohnehin den Ballaſtſatz. ö 

Bei den hierfür maßgebenden Tarifbeſtimmungen kommt es auf die Größe der Ge⸗ 
ſamtladung eines Fahrzeugs an, während bei den Sonderbeſtimmungen über den Zwiſchen⸗ 
hafenverkehr die Größe der Geſamtladung ohne Bedeutung und lediglich die Menge der 
ein- und ausgeladenen Güter entſcheidend if. Wenn dieſe Sonderbeſtimmungen auch 
auf die ohne teilweiſe Löſchung eingehenden und ohne Zuladung ausgehenden Schiffe an⸗ 
gewendet werden, ſo liegt dabei die Erwägung zugrunde, daß ſolche Fahrzeuge nicht höher belaſtet 
werden können als die in einer Fahrtrichtung mit kleinen Teilladungen verkehrenden. 

Sie wollen in unſerem Namen dieſe Tarifänderung für die fiskaliſchen Oſtſeehäfen 
Memel, Pillau, Danzig, Neufahrwaſſer, Stolpmünde, Rügenwaldermünde, Kolberg, Swine⸗ 
münde und Saßnitz veröffentlichen und von der betreffenden Amtsblattnummer 5 Abdrucke 
an das Geheime Bureau III. A. 6 des Miniſteriums der öffentlichen Arbeiten in Bureauweg 
einſenden laſſen. Über die Wirkung dieſer Tarifänderung iſt nach 3 Jahren zu berichten. 

Endlich erſuchen wir Sie, darauf Bedacht zu nehmen, daß gegebenenfalls auch bei den 
kommunalen Seehäfen des dortigen Bezirkes eine gleiche Tarifbeſtimmung eingeführt wird. 


Der Miniſter Der Miniſter 


der öffentlichen Arbeiten. für Handel und Gewerbe. Der Finanzminiſter. 
Im Auftrage. Im Auftrage. In Vertretung. 
gez. v. Coels. gez. Luſensky. gez. Michaelis. 


III. A. 6. 364 C. M. d. ö. A. — IIb. 1929 M. f. H. u. G. — I. 3893 F. M. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 

Abſchrift erhält der Herr Regierungspräſident in Schleswig mit der Ermächtigung, in 
gleicher Weiſe die Tarife derjenigen fiskaliſchen Seehäfen des dortigen Bezirkes abzuändern, 
welche eine Beſtimmung gemäß der Anordnung unter Nr. 2 des obenerwähnten Erlaſſes 
vom 21. Februar 1904 enthalten. 
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3. Verkehr mit Nahrungsmitteln. 


Betr. Ausführung des Weingeſetzes. 
Berlin, den 18. März 1912. 

Durch unſeren Erlaß vom 3. September 1910 (HMBl. S. 498) iſt beſtimmt worden, 
daß künftig von den Unterſuchungsanſtalten für jede zu unterſuchende Probe unabhängig 
von dem Umfange, den die Unterſuchung im Einzelfalle hat, ein Einheitsſatz von höchſtens 
12 // zu erheben tft, der nach den bisher gemachten Erfahrungen als ausreichend zur 
Deckung der den Anſtalten erwachſenen Unkoſten erachtet werden mußte. Neuerdings hat 
der Bundesrat beſchloſſen, die verbündeten Regierungen zu erſuchen, daß ſie die Gebühr 
für die Unterſuchung einer Probe ausländiſchen Weines auf mindeſtens 8 / und auf 
höchſtens 12 % feſtſetzen möchten. Nach den bisherigen Erfahrungen iſt anzunehmen, daß 
einige Bundesſtaaten auf den Satz von 8 % für die iterſuchung herabgehen werden. 
Andererſeits haben gelegentliche Erhebungen über die Einnahmen einiger preußiſcher Unter⸗ 
ſuchungsanſtalten aus der Unterſuchung eingeführter Weine ergeben, daß ein weſentlich 
niedrigerer Satz als 12 / für jede Unterſuchung zur Deckung der Selbſtkoſten der Unter⸗ 
ſuchungsanſtalten vorausſichtlich nicht überall ausreichen würde. In Anbetracht deſſen be⸗ 
ſtimmen wir, daß es einſtweilen bei dem Satze von 12 / für jede Unterſuchung bewendet. 
Ferner iſt den Unterſuchungsanſtalten geſtattet, anſtatt dieſer als Bauſchſatz anzuſehenden 
Summe im Falle der Beanſtandung einer Weinprobe den doppelten oder dreifachen Betrag 
der Unterſuchungsgebühr zu fordern. Außerdem haben Zollgebühren ſowie bare Auslagen 
der Zollverwaltung, insbeſondere für Erhebung, Verpackung und Verſendung der Proben, 
neben der Unterſuchungsgebühr zur Erhebung zu gelangen. 

Zwecks erneuter Prüfung, ob der Satz von 12 - angemeſſen iſt, erſuchen wir ergebenſt, 
über die Einnahmen und Ausgaben der Unterſuchungsanſtalten für die Unterſuchung ein⸗ 
geführter Weine im Kalenderjahr 1912 bis zum 1. März 1913 eine dortſeits, ſoweit 
möglich, hinſichtlich ihrer Richtigkeit nachgeprüfte Aufſtellung an mich, den mitunterzeichneten 
Miniſter des Innern, einzureichen und ſich zugleich zu äußern, ob eine Erniedrigung der 
Unterſuchungsgebühr angängig erſcheint. 

Im übrigen bemerken wir mit Bezug auf Nr. 2 des erwähnten Erlaſſes vom 3. Sep⸗ 
tember 1910, daß bei der Handhabung der Ausführungsbeſtimmungen zu § 14 des Wein⸗ 
geſetzes (§ 4 Abſ. 3 der Weinzollordnung) bis auf weiteres ein Nettoeinkaufspreis von 
3A für die Flaſche als untere Wertgrenze für ſolchen Wein zu betrachten iſt, der als 
hochwertig von der Unterſuchung bei der Einfuhr befreit werden kann. Die Unterſuchungs⸗ 
anſtalten und Weinkontrolleure ſind mit entſprechender Nachricht zu verſehen. 


iniſter für Der Miniſter für Land⸗ a — 
erde nd ſgelede wiegelt Domänen Der dne des der hani 


und Forſten. Auftrage. 
. 8 5 In Auftrage, 9 
Luſensky. Schroeter. Kirchner. 5 ; 
M. 8069/11. — M. f. H. IIb. 1499. — M. f. L. I. A. IIe. 1020. — F. M. I. 8390. III. 4878. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


4. Sonſtige Angelegenheiten. 
Betr. private Verſichernugsunternehmungen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 16. März 1912. 

Mit dem Zeitpunkte des Inkrafttretens des Reichsgeſetzes, betreffend die Aufhebung 
des Hilfskaſſengeſetzes, vom 20. Dezember 1911 (RGBl. S. 985) geht die Beaufſichtigung 
der beſtehenden eingeſchriebenen Hilfskaſſen innerhalb der durch die 88 2 und 3 des Ge⸗ 
ſetzes über die privaten Verſicherungsunternehmungen vom 12. Mai 1901 (RGBl. S. 139) 
beſtimmten Zuſtändigkeitsgrenzen auf das Kaiſerliche Aufſichtsamt für Privatverſicherung 
über. Beſchlüſſe von eingeſchriebenen Hilfskaſſen über die Auflöſung oder die Vereinigung 
mit einem anderen Unternehmen unterliegen ſchon jetzt der Genehmigung der künftig zu⸗ 
ſtändigen Aufſichtsbehörden (88 11, 12 des Geſetzes vom 20. Dezember 1911). 
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Nachdem durch die anliegende Bekanntmachung vom heutigen Tage die auf Grund an 
landesrechtliche Vorſchrift errichteten, dem Geſetz vom 20. Dezember 1911 noch nicht unter- * A. 
worfenen Hilfskaſſen den eingeſchriebenen Hilfskaſſen gleichgeſtellt ſind, erſuchen wir Sie 
nach dem beiliegenden Muſter dem Kaiſerlichen Aufſichtsamte für Privatverſicherung, 
Berlin W. 15, tunlichſt bald ein Verzeichnis der Hilfskaſſen einzureichen und zwar getrennt 
nach eingeſchriebenen Hilfskaſſen und ſolchen auf Grund landesrechtlicher Vorſchriften 
errichteten Hilfskaſſen, welche dem § 75a des Krankenverſicherungsgeſetzes entſprechen, die 
im dortigen Verwaltungsbezirke den Sitz haben und nach den erwähnten Zuſtändigkeits⸗ 
beſtimmungen unter die Reichsaufſicht fallen werden. Ferner ſind dem Kaiſerlichen Auf⸗ 
ſichtsamte für Privatverſicherung etwaige Beſchlüſſe von Hilfskaſſen der vorbezeichneten Art 
mit tunlichſter Beſchleunigung mitzuteilen ſowie von den in der Zwiſchenzeit bis zum vollen 
Inkrafttreten des gedachten Geſetzes noch erfolgenden Neuzulaſſungen von eingeſchriebenen 
Hilfskaſſen in Form von Nachträgen zu dem Hauptverzeichnis Nachricht zu geben. 

Die Bekanntmachung iſt durch das Amtsblatt zu veröffentlichen. 


95 
Anlage z; 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
In Vertretung. Im Auftrage. 
Schreiber. Sänger. 


III. 14281. M. f. H. — Ib. 372 M. d. J. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Anlage A. 
Bekanntmachung. 


Auf Grund des § 2 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Aufhebung des Hilfskaſſen⸗ 
geſetzes, vom 20. Dezember 1911 (RGBl. S. 985) beſtimmen wir, daß von dem Tage ab, 
mit welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, die im § 75 Abſ. 4 des Krankenverſicherungs⸗ 
geſetzes bezeichneten, auf Grund landesrechtlicher Vorſchriften errichteten Hilfskaſſen den 
Vorſchriften des Geſetzes über die privaten Verſicherungsunternehmungen vom 12. Mai 1901 
(RGBl. S. 139) unterliegen. 


Berlin, den 16. März 1912. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
In Vertretung. Im Auftrage. 
Schreiber. Sänger. 


III. 1428 l. M. f. H. — Ib. 372 M. d. J. 


Anlage 
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Anlage B. 


Ver 


der in dem Regierungsbezirke beſtehenden 


Nummer 
des 
Hilfskaſſen⸗ 
regiſters 


Laufende Vollſtändiger Name Datum des erſten 


Sitz der Kaſſe 


Nummer der Kaſſe Zulaſſungsvermerkes 


8 5 


A. Eingeſchriebene 


B. Auf Grund landesrechtlicher Vorſchriften errichtete 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 
Betr. Feſtigkeitsberechnungen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 22. März 1912. 

Der in der Anlage abgedruckte Erlaß des Herrn Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
vom 10. März d. J., betreffend Grundſätze bei ſchwierigen ſtatiſchen Berechnungen, kann 
für die Beſchlüſſe der mit der Genehmigung gewerblicher Anlagen gemäß § 16 der Ge⸗ 
werbeordnung betrauten Behörden von Wichtigkeit ſein. Ich erſuche, dieſe darauf hin⸗ 


zuweiſen. 
In Vertretung. 


III. 2078. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Anlage. 


Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
Berlin, den 10. März 1912. 


Ich habe Veranlaſſung, darauf hinzuweiſen, daß bei der Berechnung und Ausbildung 
ſolcher Bauglieder, die der Gefahr des Knickens ausgeſetzt find, mit beſonderer Vorſicht 
verfahren werden muß. Hierbei find die Vorſchriften in Abſatz D der Beſtimmungen vom 
31. Januar 1910 über die bei Hochbauten anzunehmenden Belaſtungen und die Bean— 
ſpruchung der Bauſtoffe genau zu beachten. 


geſetzes entſprechenden Hilfskaſſen, welche 
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zeichnis 
eingeſchriebenen und landesrechtlichen, dem § 75a des Krankenverſicherungs⸗ 
künftig der Reichsaufſicht unterſtehen werden. 


— — —ä—ä— — — P — 


Angabe, ob die Kaſſe ſich im Beſitz einer vor dem 
1. April 1909 ausgeſtellten oder ſeitdem erneuerten 
Beſcheinigung nach § 75a des Krankenverſicherungs⸗ Bemerkungen 
geſetzes befindet (vgl. $ 503 der Reichs⸗Verſicherungs⸗ 
ordnung). 


Seitherige 
Aufſichtsbehörde 
(des Kaſſenſitzes) 


1 


S222 


Hilfskaſſen. 


Hilfskaſſen, die dem 8 75a des KVG. entſprechen. 


— —— — S 


Für die Ermittlung der Knickſicherheit bleibt die vorgeſchriebene Berechnungsweiſe, 
die ſich nach der Erfahrung bewährt hat, maßgebend. Es iſt daher nachzuweisen, daß der 
nach der Eulerſchen Formel berechnete Sicherheitsgrad nicht geringer iſt, als er in den 
Beſtimmungen gefordert wird. Die Anwendung abweichender Regeln ſoll hierdurch nicht 
ausgeſchloſſen werden; ſolange ſie aber nicht zu allſeitiger Anerkennung gelangt ſind, bedarf 
es daneben des Nachtweifes der Knickſicherheit nach der vorgeſchriebenen Berechnungsweiſe. 

Bei der Berechnung der Knickſicherheit ſind mit beſonderer Sorgfalt alle in Betracht 
kommenden Belaſtungsverhältniſſe zu unterſuchen. Namentlich dürfen, wenn nur zentriſch 
wirkende Belaſtung angenommen wird und wenn die Knickſicherheit nur eben den vor⸗ 
geſchriebenen Mindeſtwert hat, die unterſten Werte der zuläſſigen Spannungen nicht über⸗ 
ſchritten werden. Liegt, wie das häufig der Fall iſt, erzentriſcher oder quer gerichteter 
Kraftangriff neben der Knickung vor, ſo hat die Unterſuchung der Standfeſtigkeit ſich auch 
auf die hierbei eintretenden größten Kantenpreſſungen zu erſtrecken. Nur unter dieſer Vor⸗ 
ausſetzung dürfen die zuläſſigen erhöhten Spannungen Verwendung finden, und nur wenn 
bei Druckſtäben von Fachwerken u. dergl. die erhöhten Spannungen nur ausnahmsweiſe, 
3. B. durch Hinzutreten des Winddrucks zu allen übrigen, in der Regel vorhandenen Ein- 
wirkungen, eintreten können, darf bei Flußeiſen unter Vorausſetzung ſchärfſter Berechnung 
eine Beanſpruchung von 1600 kg/gem eintreten. 

Unbedingt iſt zu beachten, daß bei der Berechnung der Knickfeſtigkeit eines Stabes 
als Knicklänge ſeine Syſtemlänge, d. i. die aus dem Liniennetze des Bauſyſtems zu ent⸗ 
nehmende volle Länge, zu gelten hat. - 

Beſondere Aufmerkſamkeit ift der Einzelausbildung gedrückter eiſerner Bauwerksglieder 
zuzuwenden. Die Herſtellung eines einheitlichen, gedrungenen und maſſigen Querſchnitts 
aus wenigen Profilen, die in ihrer ganzen Länge durch Reihennietung verbunden werden, 
verdient immer den Vorzug. Sollte eine ſolche Ausbildung im gegebenen Falle nicht an⸗ 
gezeigt ſein, ſo iſt danach zu ſtreben, die einzelnen Teile eines gegliederten Querſchnitts 
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wenigſtens durch eine (volle) auf die ganze Länge durchgehende Blechwand miteinander 
zu verbinden. Bei Anordnung von Vergitterungen und Bindeblechen zur Verbindung der 
einzelnen Querſchnittsteile iſt dafür zu ſorgen, daß an den Enden auf eine zur Aufnahme 
der Scherkräfte ausreichende Länge volle Stege eingefügt und daß die Anſchlüſſe an die 
Längsſtäbe bei den Vergitterungsſtäben möglichſt, bei den Bindeblechen immer mit min⸗ 
deſtens je zwei Nieten hergeſtellt werden. Die Einzelſtäbe für ſich müſſen auch auf die 
Teillänge zwiſchen den Vergitterungen und Bindeblechen die vorgeſchriebene Sicherheit 
gegen Knicken beſitzen, und zwar unter Vorausſetzung drehbarer Enden dieſer Teilſtücke. 
Werden nur Bindebleche (ohne Vergitterungen) verwendet, ſo ſind ihre Abſtände ſo klein 
zu wählen, daß eine ausreichende einheitliche Wirkſamkeit des gegliederten Stabes und volle 
Knickſicherheit der Einzelſtäbe erreicht wird. 
Dieſer Erlaß gelangt im Zentralblatt der Bauverwaltung zum Abdruck. 


Im Auftrage. 
III. 491 D. B. A. I. D. 3976. gez. Francke. 


An die beteiligten Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten uſw. 


2. Dampfkeſſelweſen. 
Betr. Waſſerſtandsvorrichtungen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 25. März 1912. 

Die von Ihnen gebauten Waſſerſtandsvorrichtungen entſprechen nicht dem § 7 Abſ. 3 
der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Landdampfkeſſeln, indem 
die in der Richtung und Achſe der Verbindungen des Waſſerſtandes mit dem Keſſelinnern 
liegenden beiden Abſperrſpindelventile zwar durchſtoßbar ſind, jedoch verhindern, daß man 
das Waſſerſtandsglas während des Betriebs erneuern oder in gerader Richtung von oben 
nach unten durchſtoßen kann. Den letzteren Mangel zeigt auch der untere als Spindel- 
ventil ausgeführte Durchblaſehahn. 

In Vertretung. 
III. 2185. gez. Schreiber. 


An die Firma N. in L. 


3. Arbeiterverſicherung. 
Reichsverſicherungsordnung. 
IV. Buch (Juvaliden⸗ und Hinterbliebenenverſicherung). 
Betr. Eutwertung von Beitragsmarken. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 28. März 1912. 

Auf Grund von Ziffer II 5 Abſ. 2 der Bekanntmachung über die Einrichtung der 
Quittungskarten für die Invaliden- und Hinterbliebenenverſicherung ſowie das Entwerten 
und Vernichten der Beitragsmarken und der Zuſatzmarken vom 10. November 1911 (RGBl. 
S. 937) beſtimme ich, daß im Einzugsverfahren (881447 ff. RVO.) — ſoweit nicht die 
Beiträge durch die Arbeitgeber nach § 1454 RVO. entrichtet werden — bei Beitragsmarken 
als Tag der Entwertung auch der Tag des Einklebens der Marken in die Quittungskarten 
angegeben werden kann. 

Dieſe Beſtimmung iſt im Amtsblatt zu veröffentlichen. 


In Vertretung. 
III. 2142. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam. 


rc [—a—h— 
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v. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


Fachſchulen. 
Betr. Staatsbeihilfen für Innungsfachſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 9, den 21. März 1912. 

Das verſchiedenartige Verfahren der Träger der Innungsfachſchulen bei der Stellung 
ihrer Anträge auf Gewährung von Staatsbeihilfen gibt mir Veranlaſſung, hierüber all- 
gemeine Grundſätze aufzuſtellen. Ich beſtimme deshalb folgendes: 

1. Die Anträge auf Staatszuſchüſſe zu Innungsfachſchulen ſind nicht nachträglich, 
ſondern im voraus für das kommende Rechnungsjahr zu ſtellen und mir bis zum 
15. Mai j. J. einzureichen. Es iſt ihnen ein Haushaltsplan der Fachſchule für das be⸗ 
treffende Rechnungsjahr und eine Zuſammenſtellung der Einnahmen und Ausgaben für das 
vorhergehende Rechnungsjahr, beide nach gleichem Formular, beizufügen. An Stelle dieſer 
Zuſammenſtellung kann auch eine beſondere Spalte mit den Rechnungsergebniſſen in den 
Haushaltsplan aufgenommen werden. 

2. Die Staatsbeihilfen werden auf Grund der Anſätze der Haushaltspläne bewilligt. 
Werden dieſe nachträglich gekürzt oder infolge von Minderausgaben nicht in voller Höhe 
in Anſpruch genommen, ſo iſt der Staat an den Erſparniſſen nach dem Beitragsverhältnis 
zu beteiligen. 

3. Eigene Einnahmen der Schulen, ſowohl ſolche an Schulgeld, als auch ſolche, die 
durch den Verkauf von Schülerarbeiten (3. B. Haararbeiten) erzielt werden, ſind im Haushalts— 
plan unter den Einnahmen einzuſtellen. 

4. Die Anzahl der Klaſſen, der Schüler, der Lehrer, der Unterrichtswochen, der von 
den einzelnen Lehrern im Jahre zu erteilenden Unterrichtsſtunden und der Satz der Stunden- 
vergütung oder des Pauſchquantums für die Unterrichtserteilung müſſen aus dem Haushalts— 
plane hervorgehen. ö u 

5. Etwaige unentgeltliche Leiſtungen der Gemeinden und anderer Verbände (Hergabe 
der Unterrichtsräume, Beleuchtung und Heizung uſw.) find unter „Erläuterungen“ anzugeben. 

Für das Rechnungsjahr 1912 ſind mir die Anträge auf Gewährung von Staats- 
beihilfen bis zum 1. Juli d. I. vorzulegen. f u ei ee 

Die in Betracht kommenden Innungen und Gemeinden find hiernach mit den nötigen 
Anweiſungen zu Daher 

Im Auftrage. 


IV. 2504. Dr. von Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam. 


— — . ͤ ͤ— ——— 


VI. Nichtamtliches. 


Bücherſchau. 
(Eine Beſprecht d iche Empfe der eingeſandten Bücher finder, ſofern es ſich nicht ı i 
j Ausgaben A finden Kun eage A anagegebene Werke handelt, nicht alt. ee 
Inm Reichsamt des Innern iſt eine neue Publikation unter dem Titel: „Handbuch 
für den deutſchen Außenhandel“ zuſammengeſtellt worden und im Verlage der König⸗ 
halt a, von E. S. Mittler & Sohn in Berlin erſchienen. Der Preis be— 
0 9 
Das „Handbuch“ ſoll den mit dem Außenhandel befaßten Kreiſen des deutſchen Er⸗ 
werbslebens die Kenntnis der Tatſachen vermitteln, die erfahrungsgemäß Gegenſtand viel⸗ 
facher Anfragen bei amtlichen Stellen find; es will ihnen die Möglichkeit bieten, ſich über 
die für den Handelsverkehr mit dem Auslande wichtigen Fragen Rat zu holen, teils un⸗ 
mittelbar aus dem im Handbuche wiedergegebenen Material, teils durch Benutzung der dort 
aufgeführten Quellen. 
Das „Handbuch“ bringt an erſter Stelle unter dem Titel: „Verkehr mit den Kaſſer⸗ 
lich Deutſchen Konſulaten und Winke für den Handel in deren Bezirken“ in einem allge⸗ 
meinen Teile die Grundſätze für die Auskunftserteilung der Konſulate, Angaben über den 
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Inhalt der Anfragen, die Vorſchriften über den Erſatz von Auslagen der Konſulate nebſt 
Angaben über die Höhe der Konſulatsgebühren, Bemerkungen über die Zuſendung von 
Katalogen, Preisverzeichniſſen u. dergl., eine Aufführung der im Reichsamt des Innern 
ausliegenden Adreſſenverzeichniſſe; in einem ſpeziellen Teile ſind die ſeither in den „Nach⸗ 
richten für Handel, Induſtrie und Landwirtſchaft“ erſchienenen „Winke für den deutſchen 
Außenhandel und den Verkehr mit den Kaiſerlichen Konſulaten“ für die einzelnen Länder 
und Konſularbezirke zuſammengeſtellt. 

In den Abſchnitten „Erteilung von Zolltarifauskünften in den einzelnen Ländern“ 
und „Zoll-Beſchwerde⸗ und Streitverfahren in europäiſchen Ländern“ find die Vorſchriften 
aus der Geſetzgebung und Verwaltung nebſt erläuternden Bemerkungen abgedruckt. 

Der Abſchnitt „Quellennachweis für die Handelsbeziehungen des Deutſchen Reiches 
mit dem Auslande“ enthält eine Aufzählung der ſämtlichen geltenden Handelsverträge 
Deutſchlands und der ihnen gleichſtehenden Geſetze ſowie der Zolltarife, Zollgeſetze, Zoll⸗ 
ordnungen u. dergl. des In- und Auslandes; dabei iſt angegeben, wo die Beſtimmungen 
zur Veröffentlichung gelangt ſind. Da anzunehmen iſt, daß dieſe Veröffentlichungen in der 
Hauptſache bei den Handelskammern ſowie bei den größeren wirtſchaftlichen Verbänden 
bekannt und vorhanden ſind, ſo wird ſich ihre Einſichtnahme in der Regel unſchwer er— 
möglichen laſſen. 

Ferner enthält das „Handbuch“ eine kurze Beſchreibung der „Informationstätigkeit 
der Reichsverwaltung (Reichsamt des Innern) zur Förderung des deutſchen Außenhandels“. 
Dabei gelangen insbeſondere die Veröffentlichungen des Reichsamts des Innern: die „Nach⸗ 
richten für Handel, Induſtrie und Landwirtſchaft“, die „Berichte über Handel und Induſtrie“, 
das „Deutſche Handelsarchiv“ nach Inhalt' und Erſcheinungsweiſe zur Beſprechung. 


Die Nachweiſe der „Veröffentlichungen über die deutſche Handelsſtatiſtik“ und der . 


„Ausländiſchen für den Außenhandel wichtigen Veröffentlichungen“ ſollen die Kenntnis 
dieſer im gegebenen Falle wertvollen Informationsmittel verbreiten. 

Am Schluß des „Handbuchs“ ſind drei Verzeichniſſe veröffentlicht: ein „Verzeichnis 
der Kaiſerlich Deutſchen Konſulate“, ein „Verzeichnis der Handels- und landwirtſchaftlichen 
Sachverſtändigen bei den Kaiſerlichen Konſularbehörden“ und ein „Verzeichnis der im 
Deutſchen Reiche beſtehenden Handels- und Landwirtſchaftskammern“. Dieſe Verzeichniſſe 
ſollen in den Fällen, in denen das im „Handbuch“ abgedruckte Material oder die dort 
aufgeführten Quellen nicht ausreichen, vielmehr die Einholung einer beſonderen Auskunft 
notwendig erſcheint, die erforderlichen Adreſſen vermitteln. 

Seinen Zweck kann das „Handbuch“ nur dann erfüklen, wenn es ſtets auf dem 
neueſten Stand gehalten wird; es ſoll daher in nicht zu langen Zeiträumen, womöglich 
jährlich, neu aufgelegt werden. Die in der Zwiſchenzeit eintretenden wichtigeren Anderun⸗ 
gen werden in den „Nachrichten für Handel, Induſtrie und Landwirtſchaft“ unter Bezug— 
nahme auf das „Handbuch“ veröffentlicht werden. 


Max Heyde, Bürgerſchullehrer. Die wichtigſten Beſtimmungen der Reichs ver— 
ſicherungsordnung vom 19. Juli 1911. Zum Gebrauche für Gewerbe-, Fach-, Fort— 
bildungs- und andere Schulen, Arbeitgeber und Arbeitnehmer uſw. Dresden 1912, Ber: 
lag der Buchdruckerei der Wilh. u. Bertha von Baenſch-Stiftung. 

Das Deutſche Handelsſchulweſen. Von Theodor Blum, Direktor des kaufmänniſchen 
Unterrichtsweſens der Handelskammer in Deſſau. Leipzig 1911. G. J. Göſchenſche Ver⸗ 
lagshandlung. 

Der Fahrſtuhlführer. Beſchreibung der wichtigſten Teile einer Aufzugsanlage 
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